
 
 
 

Beschluss vom 25. August 2025 
 
 

 
 
Parl.-Nr. 2022.52 
Projektierungskredit von Fr. 1.4 Mio. für den Neubau des Stadtarchivs Winterthur (Pro-
jekt-Nr. 13221) 

 

 
 
Das Stadtparlament hat an seiner Sitzung vom 25. August 2025 mit 47:5 (1 Enthaltung) Stim-
men beschlossen: 
 
 
1. Das Geschäft Nr. 2022.52 betr. «Projektierungskredit von Fr. 1.4 Mio. für den Neubau des 
Stadtarchivs Winterthur (Projekt-Nr. 13221)» wird mit folgenden Aufträgen an den Stadtrat zu-
rückgewiesen: 
 
A. Kostenreduktion 
Gegenüber den in der Weisung Ziff. I ausgewiesenen Kosten für den Neubau soll eine nam-
hafte Kostenreduktion für den Umsetzungskredit resultieren. Als Basis dienen folgende Eck-
punkte: 
 

1. Das Stadtarchiv erfüllt den gemäss übergeordnetem Recht vorgesehenen Auftrag der Ar-
chivierung sowie die Übernahme von Dokumenten aus privatem Besitz, die für die Ge-
schichte der Stadt Winterthur von Bedeutung sind. 
 
2. Es ist ein Zweckbau an einem bautechnisch kostengünstigen Standort zu erstellen. Zu 
den Kosten zählen auch Umgebungsarbeiten in der näheren und weiteren Umgebung, so-
weit diese wegen des Archivbaus zweckmässigerweise vorgenommen werden (z.B. Anpas-
sen von Parkanlagen). 

 
B. Standort 
Für den geplanten neuen Standort des Stadtarchivs wird eine Alternative zum vorgeschlagenen 
Standort Stadtwerk / Zürcherstrasse gesucht. 
 
C. Raumprogramm 
Für das Raumprogramm gemäss Ziff. II. 4. der Weisung empfehlen wir folgende Eckwerte: 
 

1. Der Berechnung des Raumbedarfs ist eine mittel- und langfristige Archivierungsstrategie 
zu Grunde zu legen. Es ist von einer raschen Digitalisierung auszugehen. 
 
2. Statt der vorgesehenen Vorgabe eines detaillierten und starren Raumkonzepts ist im Ar-
chitekturwettbewerb nur die Funktion auszuschreiben. 
 
3. Publikumsverkehr, Wissensvermittlung und Öffentlichkeitsarbeit sind im heutigen Umfang 
vorzusehen. 

 
D. Information Aufsichtskommission 
Die Aufsichtskommission wird über die mittel- und langfristige (Archivierungs-)Strategie für das 
Stadtarchiv sowie über den dadurch entstehenden Raumbedarf informiert. 
 
2. Die Frist zur Umsetzung wird auf 1 Jahr verlängert. 
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 Für das Stadtparlament 
  
 Der Parlamentsschreiber: 
 
 M. Bernhard 
 
 
 
 
 
Mitteilung an: 

‐ Dept. Präsidiales, Dept. Finanzen, Finanzamt, Investitionsstelle, Stadtkanzlei, Finanzkon-
trolle, Bezirksrat. 


